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Teil 1: Förderung der Sportvereine 

 
 
 
Abschnitt A: 
Allgemeine Fördervoraussetzungen 

1. Rechtsfähigkeit 
 

Die Rechtsfähigkeit erlangt ein Verein 
im Allgemeinen durch Eintragung ins 
Vereinsregister des zuständigen Amts- 
gerichts. Bei Schützenvereinen ist ggf. 
auch der Eintrag in die Liste der privile- 
gierten Schützengesellschaften ausrei- 
chend (vgl. Verzeichnis der Regierung 
von Schwaben über privilegierte Schüt- 
zengesellschaften in Bayern). 

 
2. Vereinssitz, Vereinszweck, 

Verbandsmitgliedschaft 
 

Gefördert werden Vereine, deren Sat- 
zung einen Vereinssitz in Bayern und 
als Vereinszweck die Pflege des Sports 
oder einer Sportart bestimmt, ggf. auch 
neben anderen Zwecken, und die Mit- 
glied des Bayerischen Landes- 
Sportverbandes e. V. (BLSV) (sowie 
gleichzeitig mindestens eines seiner 
Fachverbände oder Anschluss- 
organisationen), des Bayerischen Be- 
hinderten- und Rehabilitations- Sport- 
verbandes e. V. (BVS Bayern), des 
Bayerischen  Sportschützenbundes  e. 
V. (BSSB) oder des Oberpfälzer Schüt- 
zenbundes e. V. (OSB) sind, und ihre 
Mitglieder ihrer jeweiligen Dachorgani- 
sation satzungs-gemäß melden. 

 
3. Jugendarbeit 

 
Der Verein muss aktive Jugendarbeit 
leisten. Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn zu Beginn des Jahres der An- 
tragstellung die Zahl der Kinder, Ju- 
gendlichen bis einschließlich 17 Jahren 
und jungen Erwachsenen im Alter bis 
einschließlich 26 Jahren mindestens 
zehn Prozent der Gesamtmitgliederzahl 
beträgt. Diese Voraussetzung entfällt 
für die Förderung vonVereinen zur 
Pflege des Behinderten-, Rehabilitati- 
ons- und Seniorensports. 

 
4. Gemeinnützigkeit 

 
Die steuerrechtliche Gemeinnützigkeit 
kommt in einer Anerkennung des zu- 
ständigen Finanzamts zum Ausdruck. 

 
5. Finanzielle Verhältnisse 

 
5.1 Finanz- und Kassenverhältnisse 

 
Der Verein muss geordnete Finanz- 
und Kassenverhältnisse (Buchfüh- 
rung, Jahresrechnung, Rechnungs- 
prüfung usw.) aufweisen und sich 
bereit erklären, Unterlagen hierüber 
für eine etwaige Nachprüfung be- 
reitzuhalten und von einem Beauf- 
tragten der zuständigen Kreisver- 
waltungs-behörde, der zuständigen 
Regierung bzw. des Bayerischen 
Obersten Rechnungshofes nachprü- 
fen zu lassen; auf Anforderung hat 
er die Unterlagen vorzulegen. 

 
5.2 Beitragsaufkommen 

 
Das tatsächliche Beitragsaufkommen 
(Ist-Aufkommen) des Vereins muss 
im Jahr vor der Bewilligung der Zu- 
wendung grundsätzlich so hoch sein, 
dass es insgesamt folgenden Jahres- 
beitragssätzen (Soll-Aufkommen) 
entspricht: 
je Mitglied bis einschließlich 
13 Jahre (Schüler): 12 €, 
je Mitglied bis einschließlich 
17 Jahre (Jugendliche): 25 €, 
je Mitglied ab 18 Jahre 
(Erwachsene): 50 €. 

 
In  das  Ist-Aufkommen  können  sowohl 
nicht zweckgebundene als auch solche 
Spenden eingerechnet werden, die spe- 
ziell für die Maßnahme gegeben werden, 
deren  Förderung  beantragt  wird,  sowie 
Einnahmen   aus   dem   laufenden   Ge- 
schäftsbetrieb,  die  durch  ehrenamtliche 
(unentgeltliche) Tätigkeit von Mitgliedern 
erzielt werden (z. B. Erlöse aus Vereins- 
festen, Tombolas u. Ä.). Spenden oder 
Beitragsübernahmen durch Stammverei- 
ne  (z.  B.  bei  Junioren-Förder-Gemein- 
schaften)  können nicht in das  Ist- 
Aufkommen  eingerechnet  werden.  Er- 
reicht das Ist-Aufkommen nicht das vo- 
rausgesetzte  Soll-Aufkommen,  so  ge- 
nügt ein Ist-Aufkommen von wenigstens 
70 Prozent des Soll-Aufkommens dann, 
wenn der Antragsteller besondere Grün- 
de für das Zurückbleiben des  Ist- 
Aufkommens gegenüber  dem Soll- 
Aufkommen glaubhaft machen kann. Als 
besondere Gründe in diesem Sinne gel- 
ten ein Mitgliederzuwachs zu Beginn des 
laufenden Förderjahres, auf Sonderum- 
ständen beruhende Begleitumstände, 
nicht aber Beitragsermäßigungen (außer 
bei Arbeitslosen, Asylbewerbern und 



 
Menschen mit Aufenthaltsstatus nach 
§ 60a des Aufenthaltsgesetzes – 
Duldung) oder Beitragsfreistellungen. 

 
6. Nachweispflicht 

 
Die allgemeinen Fördervoraussetzun- 
gen sind im Rahmen eines Zuwen- 
dungsantrags durch Vorlage geeigne- 
ter Unterlagen nachzuweisen. Die für 
die Antragsbearbeitung zuständige 
Stelle kann im Zweifel weitere Nach- 
weise verlangen. 

 
 
 

Abschnitt C: 
Förderung des Sportstättenbaus 

 
1. Zweck der Förderung 

 
Durch die Gewährung von Investiti- 
onszuwendungen sollen die  Vereine 
in die Lage versetzt werden, Sport- 
stätten in eigener Initiative zu errich- 
ten und zu erhalten, die sie für den 
unmittelbaren Sportbetrieb ihrer Mit- 
glieder benötigen. Bei einem Zusam- 
menschluss mehrerer Vereine zu ei- 
nem Trägerverein zur gemeinsamen 
Durchführung von Baumaßnahmen 
muss jeder Einzelverein die Fördervo- 
raus-setzungen erfüllen. 

 
2. Gegenstand der Förderung 

 
Gefördert werden Bauwerke, wenn sie 
besondere sport-spezifische Eigen- 
schaften erfüllen und zur sportlichen 
Nutzung des Vereins eigens erforder- 
lich sind. 

 
2.1 Förderfähige Maßnahmen 

 
Gegenstand der Förderung sind nach 
Maßgabe der Zuwendungs-fähigkeit An- 
lagen oder Anlageteile, die der Be- 
standssicherung und Bestandsentwick- 
lung dienen. Laufender Bauunterhalt ist 
von der Förderung ausgeschlossen. 

 
 
 
 

Sportstätten, wenn diese einer 
grundlegenden Überholung die- 
nen und das Objekt dadurch auf 
einen baulichen und fachlichen 
Stand gebracht wird, den es im 
Fall  einer  Neuerrichtung  zum 
Zeitpunkt  der  jetzigen  Antrag- 
stellung aufweisen müsste, und 

 
somit eine an sich notwendige 
Neuerrichtung vermieden wird; 
das gilt nicht, wenn die Gene- 
ralinstandsetzung durch einen 
mangelhaften Bauunter-halt 
verursacht wurde. 

 
2.1.1.2 Entsprechendes gilt für Instand- 

setzungsmaßnahmen und Mo- 
dernisierungsmaßnahmen, sofern 
die Neuerrichtung oder letzte Ge- 
neralsanierung mindestens sechs 
Jahre zurückliegt oder die Aus- 
gaben für die Instandsetzungs- 
oder Modernisierungsmaßnahme 
mindestens 65 000 € betragen. 
Ausgenommen von dieser Frist 
bzw. Wertgrenze sind Maßnah- 
men im Zusammenhang mit be- 
hördlichen Auflagen, die zur Auf- 
rechterhaltung des Sportbetriebs 
erfüllt werden müssen. 

 
2.1.1.3.1.1 Als  Instandsetzungsmaßnahmen 

gelten  Maßnahmen  aus  sicher- 
heitstechnischen Gründen (z.  B. 
Erneuerung der Elektroinstal- 
lation sowie des Sporthallen- 
bodens) oder zur Substanz- 
erhaltung (z. B. Erneuerung von 
Fassadenelementen/Fassaden/ 
Dachteilen), sofern das gesamte 
betroffene  Bauteil  (gemäß  DIN 
276) nach Abschluss der bau- 
lich-technischen Wiederher- 
stellung einen Stand aufweist, 
der qualitativ und zweckbe- 
stimmt dem Stand der Technik 
entspricht. 
2Teilsanierungen von Bauteilen 
sind nicht förderfähig. 

 
2.1.1.4 1Als Modernisierungs- 
maßnahmen gelten Maßnahmen 
aus  energetischen  Gründen  (z. 
B. Erneuerung einer Heizungs- 
anlage), sofern sie mit einem 
Gesamtkonzept zur Wirtschaft- 
lichkeit und Nachhaltigkeit für 
das betroffene Objekt beantragt 
werden und nachweislich zur 
Minimierung des Energiebedarfs 
unter Beibehaltung der sportli- 
chen Zweckbestimmung führen. 
2Teilsanierungen von Bauteilen 
sind nicht förderfähig. 

 
2.1.1.5 Als Maßnahme der Bestands- 

sicherung gilt auch der Erwerb 
eines Objekts (ohne Grundstücks- 
kosten), wenn damit ein an sich 

2.1.1 Bestandssicherung:  

2.1.1.1 Generalinstandsetzungen von 
 



 
notwendiger Neu- oder Erweite- 
rungsbau einer Sportstätte ent- 
behrlich wird und der Erwerb ein- 
schließlich notwendiger Sanie- 
rungen die wirtschaftlichere Lö- 
sung gegenüber einem Neu- oder 
Erweiterungsbau darstellt. 

 
2.1.2   Bestandsentwicklung:   Neubau, 

Umbau und Erweiterung von 
Sportstätten der Vereine. 

 
 

2.2 Definition Kleinanträge, Re- 
gelanträge 

 
1Kleinanträge sind Förder- 
anträge mit zuwendungsfähigen 
Ausgaben bis zu einem Betrag 
von 250 000 €. 2Regelanträge 
sind Förderanträge, bei denen 
die zuwendungsfähigen Aus- 
gaben den Betrag von 250 000 € 
übersteigen. 

 
2.3 Förderobergrenzen für förder- 

fähige Bauwerke 
 

1Für förderfähige Bauwerke wer- 
den vom jeweiligen Dacherband 
mit Zustimmung des Staatsminis- 
teriums Förderober-grenzen fest- 
gelegt und bei Bedarf, spätestens 
aber nach vier Jahren, überprüft. 
2Die Förderobergrenzen sollen in 
der Regel die für typische Bau- 
werke üblicherweise auskömmli- 
chen förderfähigen Ausgaben de- 
finieren. 3Zur Vermeidung einer 
finanziellen Überforderung des 
Förderprogramms können für be- 
stimmte Sportstättenarten oder 
deren Teile auch Förderober- 
grenzen festgelegt werden, die 
typischerweise nicht auskömm- 
lich sind. 

 
 
2.4 Nicht geförderte Sportstätten 

 

Nach diesem Abschnitt nicht geför- 
dert werden die folgenden Sport- 
stätten einschließlich 
Nebenanlagen: 

 
2.4.1 der Öffentlichkeit zugängliche An- 
lagen; 

 

2.4.2 Anlagen, die überwiegend touris- 
tisch oder für Erholungszwecke genutzt wer- 
den (z. B. 

Langlaufloipen, Naturrodelbah- 
nen, Ski-Abfahrten und Skilifte, 
Reitwege, Reitanlagen und 
Tennisanlagen innerhalb von 
Erholungszentren); 

 
2.4.3 kommunale Anlagen. Hierzu 

zählen auch Sportstätten, die 
überwiegend kommunalen Auf- 
gaben dienen oder ursprünglich 
durch die Kommune errichtet 
oder betrieben wurden. Als We- 
sensmerkmal kommunaler 
Sportstätten gelten dabei z. B.: 

 
– Hausherreneigenschaft 

der Kommune oder die 
offensichtliche, kurzfris- 
tige, im Zusammenhang 
mit einem Antrag auf 
Förderung stehende 
Übertragung der Haus- 
herrenrechte auf den 
antragstellenden Verein; 

 
– kommunale Fehlbe- 

tragsfinanzierung zu- 
züglich Kommunal- 
darlehen für den 
zehnprozentigen 
Vereinsanteil; 

 
 

– Verlegung der vereinseigenen 
Sportstätten zur Umsetzung kom- 
munaler Entwicklungsplanung; 

 
– Vergabe von Planungsleistun- 
gen durch die Kommune; 

 

2.4.4 Anlagen des Luftsports, die dem 
Flugbetrieb, der Flugzeugwartung und -pflege 
dienen; 

 

2.4.5 Anlagen, die im Trainings- und 
Wettkampfbetrieb im bezahlten 
Sport benutzt werden oder 
durch den Verein aufgrund sei- 
ner Lizenzbedingungen vorge- 
halten werden müssen; 

 
2.4.6 kommerziell genutzte Anlagen; ge- 



 
legentliche Vermietungen der An- 
lage sind unschädlich, wenn die 
dadurch erzielten Einnahmen in 
der Jahresrechnung die mit dem 
Betrieb der Anlage verbundenen 
Ausgaben nicht übersteigen; 

 
2.4.7 Anlagen des Hochleistungssports 

(wie Bundes- und Landesleistungs- 
zentren), die nach Abschnitt G ge- 
fördert werden. 

 
 

2.5 Geförderte Sportstätten und 
Sportstättenteile 

 

2.5.1 1Gefördert werden Bauwerke 
oder Teile von Bauwerken, so- 
weit sie die förderfähige Sport- 
stätte selbst darstellen oder der 
Unterbringung vereinseigener 
Sportgeräte oder unmittelbar 
dem Betrieb der Sportfläche 
dienen. 2Eine gelegentliche  
und ausnahmsweise Nutzung 
für andere Zwecke (z. B. Gene- 
ralversammlung, Fa- 
schingsveranstaltung) ist nicht 
förderschädlich. 3Pro Verein 
kann maximal eine Verwal- 
tungsfläche von bis zu 20 m2 

am Standort einer förderfähi- 
gen Sportstätte gefördert wer- 
den; bei Vereinen mit mehr als 
1 500 Mitgliedern ist am selben 
Standort zusätzlich ein Archiv- 
raum von bis zu 10 m2 förder- 
fähig. 

 
2.5.2 Ausgenommen von der Förderung 

sind somit insbesondere: 
 

– Aufenthaltsräume, 
 

– Bereiche der Vereinsverwal- 
tung, 

 

– Zuschaueranlagen und 
die für den Zuschauer- 
verkehr benötigte Infra- 
struktur einschließlich 
Maßnahmen zur Erfül- 
lung der Versammlungs- 
stättenverordnung, 

 
– Parkplätze (ausgenommen Be- 
hindertenparkplätze), 

 
 

– Bereiche, die in eine 
ständige Gaststätten- 
konzession oder 
Schankerlaubnis ein- 
bezogen sind. 

 
2.6 Bagatellgrenze 

 

Maßnahmen mit zuwendungsfähi- 
gen Ausgaben unter 10 000 € wer- 
den nicht gefördert. 

 

3. Spezielle Fördervoraussetzun- 
gen 

 

3.1 Jugendanteil 
 

1Die geförderte Maßnahme muss 
aktiver Jugendarbeit dienen. 
2Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn zu Beginn des Jahres der 
Antragstellung der Personenkreis 
gemäß Abschnitt A Nr. 3 zehn 
Prozent der Mitglieder des Vereins 
beträgt. 3Abschnitt A Nr. 3 
Satz 2 gilt entsprechend. 

 

3.2 Trägerschaft des Vereins 
 

1Der Verein muss selbst Träger al- 
ler beantragten Baumaßnahmen 
sein. 2Die 

Bauherreneigenschaft muss vor 
Beginn der Baumaßnahme nach- 
gewiesen werden. 

 

3.3 Bedürftigkeit, Bedarf, Nutzung 
 

3.3.1 1Gefördert werden nur Baumaß- 
nahmen von Vereinen, die nicht in 
der Lage sind, das 

Vorhaben ohne staatliche Hilfe 
durchzuführen (Subsidiaritäts- 
grundsatz). 2Der Verein hat 
dabei alle ihm zur Verfügung 
stehenden rechtlichen und tat- 
sächlichen Maßnahmen zu er- 
greifen, seine eigene Leistungs- 
fähigkeit zu stärken (z. B. 
Durchsetzung von Schadenser- 
satzansprüchen o. Ä.). 
3Außerdem muss der Verein in 
finanzieller Hinsicht die Gewähr 
dafür bieten, ein Objekt ord- 



 
nungsgemäß zu führen und zu 
unterhalten. 
4Dies ist durch die Vorlage von 
Einnahmen-Ausgaben- 
Rechnungen bzw. zusätzlich, 

abhängig von der Größe der 
Maßnahme, durch eine Wirt- 
schaftlichkeits- und Folgekosten- 
berechnung darzulegen. 5In allen 
Fällen ist ein angemessener Ei- 
genanteil zum zuwendungsfähi- 
gen Bauteil durch den Zuwen- 
dungsempfänger zu verlangen, 
der nicht unter zehn Prozent lie- 
gen darf. 6Für die jeweilige Maß- 
nahme zweckgebundene Spen- 
den werden dabei als Eigenmittel 
im Finanzierungsplan anerkannt. 
7Dies gilt nicht für von beauftrag- 
ten Firmen nachträglich, ggf. 
auch in Form von Spenden, ge- 
währte Preisnachlässe. 8Der 
Verein hat darüber hinaus min- 
destens folgende Eigenmittel 
einzusetzen: 

 
– die Hälfte der ihm zur Verfü- 
gung stehenden Gelder, soweit 
diese den Betrag von 

50 000 € überschreiten; als 
einzusetzende Gelder in die- 
sem Sinne gelten auch freie 
Rücklagen im Sinne von § 62 
Abs. 1 Nr. 3 der Abgabenord- 
nung (AO) und sonstige Rück- 
lagen nach § 62 Abs. 3 AO. 

 
– zweckgebundene Rückla- 

gen im Sinne von § 62 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 AO, welche für 
das zu fördernde Vorhaben 

 
 

3.3.2 1Eine Förderung ist nur im Rahmen 
des nachgewiesenen Bedarfs zuläs- 
sig. 2Der 

Bedarfsnachweis ist zu erbringen 
durch: 

 

– den Bedarfsnachweis des 
Vereins (insbesondere 
Sportbetrieb, Teilnehmer- 
zahlen sowie Auslastung 
der Sportstätte durch den 
eigenen Vereinssport); 

 
– bei Dachverbänden mit mehr 

als einem Fachverband mit 
einer Bestandserfassung der 
vom Verein genutzten Sport- 
anlagen nach Vorgaben des 
Dachverbandes; die Richtig- 
keit der Bestandserfassung ist 
durch die zuständige Person 
in den Kreisvorständen des 
BLSV bzw. außerhalb des 
BLSV durch den Verband o- 
der eine damit beauftragte 
Person außerhalb des an- 
tragstellenden Vereins zu be- 
stätigen; 

 

– sowie bei Dachverbänden mit 
mehr als einem Fachverband zu- 
sätzlich durch die 

Erfüllung der im 
Kriterienkatalog 

festgelegten Min- 
destvorausset- 

zungen. 
 

1 

gebildet wurden, in voller 
Höhe. 

 
9Nicht eingesetzt werden müssen 
sonstige zweckgebundene Rückla- 
gen, insbesondere 

Betriebsmittelrücklagen. 10Als 
zweckgebundene Rücklagen gel- 
ten nur solche Mittel, 

über deren Verwendung das je- 
weilige satzungsbestimmte Gre- 
mium hinreichend konkret be- 
schlossen hat. 11Setzt der Verein 
weniger Eigenmittel als nach den 
Sätzen 8 bis 10 vorgesehen ein, 
ist die Förderung um den fehlen- 
den Betrag zu kürzen. 

3.3.3 Sofern nicht genügend Haus- 
haltsmittel vorhanden sind, um al- 
le bewilligungsreifen Anträge 
festzusetzen, erfolgt die Bedarfs- 
bewertung und Einstufung des 
Antrags hinsichtlich seiner Fest- 
setzung auf der Grundlage des 
Kriterienkatalogs. 2Der Kriterien- 
katalog setzt antragsspezifische 
Daten insbesondere zum Bau, 
zur Nachhaltigkeit, zum Sportbe- 
trieb und zur Wartezeit ins Ver- 
hältnis zu anderen Anträgen und 
ermittelt so eine Rangstelle für 
die Festsetzung des Antrags. 
3Die Festlegung des Kriterienka- 
talogs erfolgt durch das Staats- 
ministerium im Benehmen mit 
den Dachverbänden mit mehr als 



 
einem Fachverband. 4Der Kriteri- 
enkatalog ist regelmäßig zu 
überprüfen und anzupassen, spä- 
testens jedoch nach vier Jahren. 

 
3.3.4 Der antragstellende Verein 

muss im Hinblick auf die bauli- 
che Maßnahme Mitglied im je- 
weiligen Sportfachverband 
sein. 

 
3.4 Eigentumsverhältnisse 

 
gung aus wichtigem Grund gemäß 
§ 543 BGB bleibt davon unbe- 
rührt. 

 
3.4.4 1Bei Generalinstandsetzungen, 
Modernisierungen und entsprechenden 

Instandsetzungen nach Nr. 2.1.1 
sowie bei Umbauten bestehender 
Anlagen nach 

Nr. 2.1.2 muss die vertragliche 
Nutzungsdauer ebenfalls noch 
mindestens 25 Jahre ab Fertig- 2 

3.4.1 Die Förderobjekte müssen grund- stellung betragen. Bei Maßnah- 
sätzlich im (Teil-)Eigentum 
bzw.(Teil-)Erbbaurecht des 
Vereins stehen. 

 

3.4.2 1In folgenden Fällen genügt anstele 
des Eigentums- bzw. Erbbarecht- 
ein langfristigesNutzungsrecht an 
dem Grundstück, das durch einen 

Vertrag nachzuweisen ist: 
 

– bei Gemeinschaftsprojekten 
(das heißt Anlagen, die im 
räumlichen Zusammenhang 
errichtet werden) von mehre- 
ren Vereinen oder von Verei- 
nen und Kommunen; 

 
– bei Anlagen oder Einbau- 

ten, die nicht auf vereinsei- 
genen Grundstücken er- 
richtet werden. 

 
2Für nachträgliche An-, Aus- 
oder Einbauten genügt dieser 
Nachweis bei Gemein- 
schaftsprojekten mehrerer Ver- 
eine nur dann, wenn auch für 
die bestehende Anlage ein ent- 
sprechendes langfristiges Nut- 
zungsrecht des Zuwendungs- 
empfängers besteht. 

 
3.4.3 1Das Erbbaurecht nach Nr. 3.4.1 

hat sich auf einen Zeitraum von 
mindestens 25 Jahren ab Fertig- 
stellung der Anlage zu erstrecken 
(Zweckbindungsfrist). 2Das Nut- 
zungsrecht nach Nr. 3.4.2 sowie 
das Hausrecht müssen auf die 
Dauer von mindestens 25 Jahren 
ab Fertigstellung der Anlage un- 
kündbar, unabdingbar und unein- 
geschränkt eingeräumt werden. 
3Das gesetzliche Recht zur au- 
ßerordentlichen fristlosen Kündi- 

men mit Gesamtausgaben von 
bis zu 75 000 € genügt eine 
Restnutzungsdauer von zehn 
Jahren. 3Dies gilt auch, wenn 
sich diese Maßnahmen nur auf 
einen Teil der Anlage beziehen. 

 
3.5 Sicherung 

 

3.5.1 1Zur Sicherung der sportlichen 
Nutzung über den gesamten 
Zeitraum der Zweckbindungs- 
frist kann der Dachverband 
eine Grunddienstbarkeit an al- 
len für die zweckgemäße 
sportliche Nutzung erforderli- 
chen Objekten verlangen. 
2Eine darüber hinausgehende 
dingliche Sicherung des 
Rückzahlungsanspruchs ist 
grundsätzlich entbehrlich. 

 
3.5.2 Das etwaige Erfordernis ei- 

ner Sicherung von Rückzah- 
lungsverpflichtungen aus 
Darlehen bleibt unberührt, 
ebenso die Möglichkeit der 
dinglichen Sicherung gegen 
Vereinsauflösung und 
Zweckentfremdung durch 
Eintragung einer Vormer- 
kung im Grundbuch nach § 
883 BGB zugunsten der Be- 
willigungsstelle. 

 
3.5.3 Auf Antrag eines Vereins 

kann die Bewilligungsstelle 
der Löschung einer bestellten 
dinglichen Sicherung nach 
Erlöschen der Darlehensver- 
pflichtung zustimmen. 

 
3.6 Sportstättenbauberatung 

 
1Baugenehmigungspflichtige Maß- 



 

nahmen und Regelanträge gemäß 
Nr. 2.2 sind förderfähig, wenn vor 
Antragstellung eine Sportstätten- 
bauberatung durch den zuständi- 
gen Sport-Dachverband erfolgt ist; 
im Bereich des Schießsports er- 
folgt diese durch einen öffentlich 
bestellten und beeidigten Sach- 
verständigen für die Sicherheit von 
nichtmilitärischen Schießanlagen. 
2Bei anderen Maßnahmen kann 
der Sport- Dachverband im Einzel- 
fall die Förderfähigkeit von einer 
Sportstättenbauberatung abhängig 
machen. 

 

4. Art der Förderung 
 

4.1 Finanzierungsart 
 

Die Zuwendungen werden zur Pro- 
jektförderung im Wege der Anteilfi- 
nanzierung mit 

Höchstbetragsbegrenzung ge- 
währt. 

 

4.2 Zuschüsse, Darlehen 
 

4.2.1 1Die Zuwendungen werden grund- 
sätzlich als projektbezogene Zu- 
schüsse gewährt. 
2Wenn die Zuwendungen über ei- 
nen Dachverband mit Delegation 
(Art. 44 Abs. 3 

BayHO) ausgereicht werden, 
kann dieser die Staatsmittel als 
nicht rückzahlbare Zuschüsse 
und als zinslose bzw. zinsverbil- 
ligte Darlehen weiterbewilligen. 
3Bei Regelanträgen gemäß Nr. 
2.2 soll mindestens ein Drittel als 
Darlehen gegeben werden. 

 
4.2.2 Die Darlehenskonditionen werden 

allgemein vom Staatsministerium 
festgelegt. 

 

4.2.3 Darlehensrückflüsse sowie damit 
im Zusammenhang stehende Zin- 

4.2.4 1Auf Antrag des Dachverban- 
des mit Delegation legt das 
Staatsministerium den jährli- 
chen angemessenen Personal- 
und Sachaufwand der Staats- 
mittelabteilung fest. 
2Das Staatsministerium teilt diesen 
Aufwand vorweg aus den für die- 
sen Dachverband 
vorgesehenen Staatsmitteln für 
den Sportstättenbau zu. 3Am 
Jahresende verbleibende Mittel 
für den Personal- und Sachauf- 
wand werden auf den Bedarf des 
Folgejahres angerechnet. 

 

5. Umfang der Förderung 
 

5.1 Bemessungsgrundlage 
 

Die Zuwendung bemisst sich 
nach einzeln ermittelten zu- 
wendungsfähigen Ausgaben 
nach Abzug der etwaigen an- 
teiligen Vorsteuererstattung. 

 
5.2 Fördersatz 

 

5.2.1 Dachverbände mit Delegation 
 

1Kleinanträge gemäß Nr. 2.2 kön- 
nen mit einer Zuwendung bis zu 
20 Prozent gefördert werden. 2Bei 
Regelanträgen kann die Zuwen- 
dung bis zu 30 Prozent der einzeln 
ermittelten zuwendungsfähigen 
Ausgaben betragen. 3Die Zuwen- 
dung ist immer auf volle 
50 € abzurunden. 

 

5.2.2 Dachverbände ohne Delegation 
 

1Die Zuwendung beträgt bis zu 30 
Prozent der einzeln ermittelten zu- 
wendungsfähigen 

Ausgaben. 2Die Zuwendung ist 
immer auf volle 50 € abzurunden. 

 
1 

sen sind an die Staatskasse zu 
überweisen. 

5.2.3 Bei Katastrophenfällen, das heißt 
unvorhersehbaren Schadensereig- 
nissen (z. B. 

Zerstörung einer Sportstätte durch 
Brand oder Hochwasser), kann der 
höchstmögliche 



 

 

Fördersatz im begründeten Einzelfall 
angemessen erhöht werden, jedoch 
nicht über 

50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben hinaus. 2Dabei kann die 
gesamte 

Zuwendung zur Vermeidung einer be- 
sonderen Härte als Zuschuss gewährt 
werden. 

 

5.2.4  1Wird eine Maßnahme auch aus Mit- 
teln anderer öffentlicher Rechtsträger 
(z. B. Kommunen) gefördert, so ist die 
Zuwendung nach diesen Richtlinien so 
zu bemessen, dass eine Überfinanzie- 
rung der Maßnahme nicht erfolgt. 2Der 
Eigenanteil des Vereins muss nach 
Aufteilung der anderweitigen Förde- 

rung auf Bauteile, die für die Förde- 
rung nach diesen Richtlinien zuwen- 
dungsfähig bzw. nicht zuwendungsfä- 
hig sind, mindestens noch zehn Pro- 
zent der zuwendungsfähigen Ausga- 
ben betragen. 

 
5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben 

 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben 
werden wie folgt ermittelt: 

 

5.3.1 Es gelten im Einzelnen folgende Kos- 
tengruppen (KG) gegliedert nach DIN 
276 (aktuelle Ausgabe) als zuwen- 
dungsfähig bezogen auf die förderfä- 
higen Räume und Flächen nach Nr. 
2.5: 

 
 

1 
KG 

2 
Kostenart 

3 zuwen- 
dungsfähig 

4 
nicht zuwendungsfähig 

Nr. 100 Kosten des 
Baugrundstücks 

--- insgesamt 

Nr. 200 Kosten für Her- 
richten und 
Erschließung 

nichtöffentliche (private) 
Erschließung (Nr. 230) 

– Herrichten (Nr. 210) 

– öffentliche Erschließung 
(Nr. 220) 

– Ausgleichsabgaben (Nr. 240) 

Nr. 300 Kosten des Bau- 
werks – Baukon- 
struktionen 

insgesamt, aber ohne 
Kosten für … 

–  … sonstige Maßnahmen für 
Baukonstruktionen (Nr. 390), 
soweit nicht für die Zweckbe- 
stimmung der Maßnahme er- 
forderliche Bauleistungen (im 
Einzelnen nachzuweisen) 

Nr. 400 Kosten  des 
Bauwerks – 
Technische 
Anlagen 

insgesamt, aber ohne 
Kosten für … 

–  … sonstige Maßnahmen für 
Technische Anlagen (Nr. 490), 
soweit nicht für die Zweckbe- 
stimmung der Maßnahme er- 
forderliche Bauleistungen (im 
Einzelnen nachzuweisen) 

Nr. 500 Kosten der 
Außenanlagen 

–  Geländeflächen 
(Nr. 510), aber ohne 
anteilige Kosten für … 

– … nicht sportfunktionell not- 
wendige Bepflanzung und 
Begrünung 

– … Wasserflächen, soweit nicht 
zur Sportplatzpflege notwendig 



 

 
 

1 
KG 

2 
Kostenart 

3 zuwen- 
dungsfähig 

4 
nicht zuwendungsfähig 

  – befestigte Flächen 
(Nr. 520): Sportplatz- 
flächen, für den 
Sportbetrieb notwen- 
dige Wege 

– Baukonstruktionen 
(Nr. 530): Sportanlagen- 
Einfriedungen, 
Stützmauern, 
Geländebearbeitung und 
-gestaltung, Rampen, 
Treppen, Stufen, jeweils 
nur in dem für die sport- 
liche Nutzung erforderli- 
chen Umfang 

– Technische Anlagen 
(Nr. 540): Abwasser- und 
Versorgungsanlagen, 
Anlagen für Immissi- 
onsschutz, 
jeweils nur in dem für die 
sportliche Nutzung 
erforderlichen Umfang; 
Trainingsbeleuchtung 

–  sonstige Verkehrsanlagen 

  – Einbauten in Außenanla- 
gen (Nr. 550): Außenge- 
räte-, Umkleide- und Sa- 
nitärräume, 
jeweils nur in dem für die 
sportliche Nutzung erfor- 
derlichen Umfang 

– Wirtschaftsgegenstände 

– Sonstige Maßnahmen in Au- 
ßenanlagen (Nr. 590), soweit 
nicht für die Zweckbestimmung 
der Maßnahme erforderliche 
Bauleistungen (im Einzelnen 
nachzuweisen) 

Nr. 600 Kosten für Aus- 
stattung und 
Kunstwerke 

--- insgesamt 

Anmerkung: 
Fest mit dem Bauwerk 
verbundene Einbaugeräte 
gehören zu den Kosten für 
das Bauwerk (Nr. 300) 

Nr. 700 Baunebenkosten Kosten der Architekten- und 
Ingenieurleistungen 
(Nrn. 720 bis 740), jedoch 
nur, wenn die Leistungen 
mit Ausnahme der 
– Grundlagenermittlung 
– Vorplanung 
– Objektbetreuung sowie 
– Dokumentation 
nicht durch kommunales 
Personal erbracht werden 
(vgl. hierzu Nr. 5.3.2) 

alle übrigen Kosten 



 

5.3.2 1Der förderfähige Anteil der Pla- 
nungsleistungen (KG 700) ist 
entsprechend der Ermittlung der 
zuwendungsfähigen Ausgaben 
für die KG 200 bis 500 (nach Nr. 
5.3.1) nach tatsächlichen Aus- 
gaben zu ermitteln und zu be- 
werten. 2Die Förderobergrenze 
für förderfähige Baumaßnahmen 
liegt bei 16 Prozent der zuwen- 
dungsfähigen Ausgaben nach 
DIN 276 (KG 200 bis 500). 

die eine besondere fachliche 
Qualifikation voraussetzen, kön- 
nen die Sätze angemessen er- 
höht werden. 
4Kommunale Regiearbeiten sind 
nicht zuwendungsfähig. 
5Sachspenden und 

Sachleistungen können mit bis 
zu 80 Prozent des angemesse- 
nen Unternehmerpreises ange- 
setzt werden. 

 
5.3.3 1Bei Schießstätten sind die zu- 

wendungsfähigen Ausgaben für 
folgende bauliche Anlagen nach 
den Nrn. 5.3.1 und 5.3.2 zu er- 

5.3.5 1Sofern Vorsteuererstattung (§ 
15 UStG) geltend gemacht wer- 
den kann, gehört diese nicht zu 
den zuwendungsfähigen Ausga- 2 

mitteln: den Schützenstand, den ben. Die Vorsteuererstattung ist 
Raumteil für Schießleitung bzw. 
Schießaufsicht auf dem Schüt- 
zenstand, den nicht bewirtschaf- 
teten Raumteil für wartende 
Schützen unmittelbar am Schüt- 
zenstand (maximal 4 m2 je 
Schützenstand; anstelle einer 
Wartezone im unmittelbaren An- 
schluss an den Schützenstand 
kann ein Vorbereitungs- und 
Warteraum entsprechender Grö- 
ße anerkannt werden), den Ziel- 
stand mit Scheibenautomatik, 
den Kugelfang, die Windschutz- 
und Schallschutzanlage (auch 
Lärmschutzwälle), die Lagerräu- 
me für Waffen und Munition, die 
Konditions-, Gymnastik- und Fit- 
nessräume, die (anteiligen) Toi- 
lettenräume (WC), die Umkleide- 
räume (Garderobe), die Geräte- 
räume und den Auswertungs- 
raum (bis 10 m2, ab zehn Schüt- 
zenständen 20 m2). 2Im Bereich 
des Bogensports sind maximal 
12 m2 als Lagerfläche je Schieß- 
bahn zuwendungsfähig. 

 
5.3.4 1Unbezahlte freiwillige Arbeiten – 

soweit sie stundenmäßig aufge- 
listet sind – und Sachleistungen 
von Vereins- oder Gemeindean- 
gehörigen sowie Sachspenden 
gehören zu den zuwendungsfähi- 
gen Ausgaben. 2Für unbezahlte 
freiwillige Arbeitsleistungen wer- 
den im Regelfall die vom Staats- 
ministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten jeweils be- 
kannt gemachten zuschussfähi- 
gen Höchstsätze in der ländlichen 
Entwicklung (ZHLE) angesetzt. 
3Für handwerkliche Leistungen, 

daher anteilig auf die nicht zu- 
wendungsfähigen und die zu- 
wendungsfähigen Ausgaben 
aufzugliedern und von diesen vor 
der Zuwendungsermittlung abzu- 
setzen. 

 
5.3.6 1Treten bei einer Baumaßnahme 

Kostenerhöhungen ein, so kön- 
nen hierfür Nachfinanzierungen 
aus Staatsmitteln grundsätzlich 
nur gewährt werden, solange 
noch kein bestandskräftiger Fest- 
setzungs- bzw. Bewilligungsbe- 
scheid ergangen ist und die 
gemäß Nr. 2.3 festgelegten För- 
derobergrenzen nicht überschrit- 
ten werden. 
2Ausnahmsweise kann eine 
Nachfinanzierung zu Kostener- 
höhungen auch dann zugelas- 
sen werden, wenn während des 
Baus unvorhergesehene 
Schwierigkeiten (z. B. Bodener- 
schwernisse) eingetreten sind, 
die zu unabweisbaren Mehrkos- 
ten geführt 
haben. 3Die Ursache ist fachtech- 
nisch zu belegen. 
4Kostenerhöhungen, deren Ursa- 
chen 

nicht sportfachlich notwendig, die 
durch den Verein oder dessen 
Beauftrage zu vertreten sind oder 
die weniger als fünf Prozent der 
bisher festgesetzten bzw. bewil- 
ligten förderfähigen Ausgaben 
ausmachen, sind nicht förderfä- 
hig. 

 
5.3.7 1Beim Objekterwerb mit oder 

ohne Sanierungsmaßnahmen 



 

 
ist die Höhe der maximal zu- 
wendungsfähigen Ausgaben 
auf die zuwendungsfähigen 
Ausgaben eines vergleichbaren 
Neubaus begrenzt. 2Als anteili- 
ge Ausgaben für den Objekter- 
werb werden höchstens die 
Ausgaben anerkannt, die der 
bei der zuständigen Kreisver- 
waltungsbehörde gebildete 
Gutachterausschuss im Einzel- 
fall als Verkehrswert  
festgestellt hat. 

 

6. Antragsverfahren 
 

6.1 Antrag 
 

6.1.1 Vor Antragstellung sind mit dem 
Dachverband Verfahren und Vo- 
raussetzungen des 

Antrags zu klären. 
 

6.1.2 1Der Antrag ist mit den erforderli- 
chen Unterlagen beim Dachver- 
band auf der Grundlage der vom 
Dachverband zur Verfügung ge- 
stellten Unterlagen einzureichen. 
2Er muss vom Vereinsvorstand 
unterschrieben sein; das Gleiche 
gilt für Kostengliederung (Kos- 
tenschätzung) und Finanzie- 
rungsplan einschließlich der Be- 
stätigung zur Sicherstellung der 
Zwischenfinanzierung und des 
gesicherten Nachweises der 
Förderung anderer Zuwen- 
dungsgeber. 

 
gaben und deren Finanzierung 
beizufügen. 4Die einzelnen be- 
antragten Bauabschnitte können 
nicht jeweils als Kleinantrag ge- 
mäß Nr. 2.2 behandelt werden. 

 

6.1.4 Anträge auf Berücksichtigung 
von Kostenerhöhungen nach 
Nr. 5.3.6 sind formlos mit den 
notwendigen Belegen in ein- 
facher Fertigung einzu- 
reichen. 

 
6.1.5 Bei Dachverbänden mit Dele- 

gation erfolgt die Bewertung 
der förderfähigen Ausgaben 
zur Vorlage im Verteileraus- 
schuss erst nach der Vorlage 
aller dafür erforderlichen Un- 
terlagen. 

 
6.2 Vorzeitiger Maßnahmebeginn 

 

6.2.1 Grundsätzlich dürfen Maß- 
nahmen erst nach Bewilli- 
gung der Zuwendung be- 
gonnen werden. 

 
6.2.2 1Bei Kleinanträgen gemäß Nr. 

2.2 kann nach Eingang des 
Antrags der Dachverband 
dem förderunschädlichen 
vorzeitigen Maßnahmebeginn 
zustimmen. 2Aus der Zu- 
stimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn kann kein 
Rechtsanspruch auf eine 
staatliche Förderung abgelei- 
tet werden. 

 
6.1.3 1Für zusammengehörende Maß- 

nahmen ist ein gemeinsamer An- 
trag zu stellen. 
2Größere Vorhaben können in 
Bauabschnitte aufgeteilt werden, 
wenn der einzelne Bauabschnitt 
in sich abgeschlossen ist und 
eine selbstständige Nutzungs- 
möglichkeit früherer Bauab- 
schnitte auch ohne die Ausfüh- 
rung der weiteren Bauabschnitte 
gegeben ist. 3Der Antrag ist 
dann jeweils nur für den betref- 
fenden Bauabschnitt einzu- 
reichen; dem ersten Antrag ist 
jedoch eine kurze Beschreibung 
der Gesamtmaßnahme mit ent- 
sprechenden Angaben zu den 
voraussichtlichen Gesamtaus- 

6.2.3 1In besonders begründeten Ein- 
zelfällen kann die Bewilligungs- 
stelle (nach Eingang des An- 
trags) den Maßnahmebeginn 
auch bei Regelanträgen gemäß 
Nr. 2.2 schon vor Erlass des 
Bewilligungsbescheids zulassen 
(Zustimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn). 2Der Antrag 
auf Zustimmung zum vorzeiti- 
gen Maßnahmebeginn ist 
ggf. formlos zu stellen und setzt 
neben den vollständigen An- 
tragsunterlagen die Vorlage fol- 
gender zusätzlicher Unterlagen 
voraus: 

 
– Nachweis über die 

Zwischenfinanzierung 
sowie eine Bestäti- 



 

 
gung des Vereinsvor- 
stands darüber, dass 
die Zwischenfinanzie- 
rungslasten vom Ver- 
ein aufgebracht wer- 
den können, 

 
– Begründung für die Notwen- 
digkeit einer Zustimmung zum 
vorzeitigen Maßnahmebeginn. 

 

6.2.4 1Dachverbände mit Delegation 
entscheiden selbst über Anträge 
auf Zustimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn. 2Andere 
Dachverbände reichen Anträge, 
die sie für berechtigt halten, mit 
einer Stellungnahme samt allen 
Unterlagen der örtlich zuständi- 
gen Regierung zur Entscheidung 
weiter. 3Soweit Maßnahmen auch 
mit Bundesmitteln gefördert wer- 
den sollen, liegt die Zuständigkeit 
für die Zustimmung zum vorzeiti- 
gen Maßnahmebeginn stets bei 
derjenigen Regierung, die den 
Bundesmittelantrag bearbeitet. 

 
6.2.5 1Zustimmungen zum vorzeitigen 

Maßnahmebeginn sollen nur in 
einem Gesamtumfang erteilt 
werden, der voraussichtlich 
spätestens in den folgenden 
zwei Jahren durch Bewilligung 
von Zuwendungen erledigt wer- 
den kann. 2Darüber hinaus 
kann dem 
vorzeitigen Maßnahmebeginn 
ausnahmsweise zugestimmt 
werden, wenn nur dadurch 
verhindert werden kann, dass 

 
– andere öffentliche Finanzie- 
rungsmittel ausfallen, 

 

– durch verzögerten Bau- 
beginn der Maßnahme 
der Fortbestand einer 
Sportanlage oder eines 
Sportvereins gefährdet 
wird, 

 
– eine vorhandene 

Sportanlage, insbe- 
sondere nach einer 
Kündigung, ersatzlos 
verloren geht, 

 
– nachteilige Folgen für den 

 
Sportbetrieb aufgrund ei- 
nes Katastrophenfalls 
(Brand, Überschwem- 
mung u. Ä.) eintreten. 

 
6.2.6 1Auch bei Vorliegen dieser Vo- 

raussetzungen darf die Zustim- 
mung nur erteilt werden, wenn 
die Finanzierung des Vorhabens 
einschließlich etwaiger Kosten 
der Vorfinanzierung und der 
Folgekosten hinreichend gesi- 
chert erscheint und die Maß- 
nahme sachlich geprüft ist. 2In 
die Zustimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn sind in jedem 
Fall die Auflagen und Bedingun- 
gen – soweit sie zu diesem 
Zeitpunkt bereits absehbar sind 
– aufzunehmen, die für einen 
späteren Bewilligungsbescheid 
zur Vergabe von Aufträgen und 
zur Bauausführung vorgesehen 
sind. 3Dies gilt auch für zusätzli- 
che förderrechtlich notwendige 
Auflagen, die bei der Durchfüh- 
rung der Maßnahme beachtet 
werden müssen. 4Ferner ist in 
der Zustimmung zum vorzeiti- 
gen Maßnahmebeginn aus- 
drücklich festzulegen, dass dar- 
aus ein Anspruch auf Gewäh- 
rung von Zuwendungen nicht 
abgeleitet werden kann und 
dass der Zuwendungsantrag 
erst weiter bearbeitet wird, wenn 
Staatsmittel im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung stehen. 
5Bei Katastrophenfällen ist eine 
Zustimmung vor Durchführung 
der sachlichen Prüfung und ei- 
ner ggf. erforderlichen Stellung- 
nahme der Regierung möglich. 
6In den Bescheid ist jedoch der 
Vorbehalt aufzunehmen, dass 
förderrechtlich notwendige Auf- 
lagen ggf. sobald wie möglich 
nachträglich mitgeteilt werden. 

 
6.3 Bearbeitung der Anträge von 

Mitgliedsvereinen der Dachver- 
bände mit Delegation 

 

6.3.1 Der Dachverband prüft die einge- 
reichten Anträge auf ihre Voll- 
ständigkeit und Richtigkeit und 
veranlasst erforderlichenfalls ihre 
Ergänzung. 

 
6.3.2 1Wenn ein Bauvorhaben aus- 



 

 
nahmsweise noch mit anderen 
Staatsmitteln gefördert werden 
oder wenn neben den Staatsmit- 
teln noch eine Förderung aus 
Bundesmitteln erfolgen soll, so 
hat der Dachverband vor einer 
Bewilligung Einvernehmen mit 
den anderen infrage kommenden 
Zuwendungsgebern nach Nr. 1.4 
der VV zu Art. 44 BayHO herzu- 
stellen. 2Dabei ist insbesondere 
darauf zu achten, dass überein- 
stimmende Kosten- und Finanzie- 
rungspläne bei den verschiede- 
nen Zuwendungsgebern abgege- 
ben werden. 3Das Ergebnis der 
einvernehmlichen Prüfung ist ak- 
tenkundig zu machen. 
4Soweit eine kommunale Förde- 
rung eines Projekts eine staatliche 
Beteiligung 

einschließt (vgl. beispielsweise in 
Form einer Zuwendung nach der 
Richtlinie über Zuweisungen des 
Freistaates Bayern zu kommuna- 
len Baumaßnahmen im kommu- 
nalen Finanzausgleich – Zuwei- 
sungsrichtlinie – FAZR), kann  
der Dachverband den Fortgang 
seines Bewilligungsverfahrens 
von der Vorlage entsprechender 
Abdrucke dieser Beteiligung ab- 
hängig machen. 

 
6.3.3 1Soll die Förderung einer Bau- 

maßnahme aus Staatsmitteln 
oder ggf. Staats- und Bundes- 
mitteln zusammen mehr als 1 
Million € betragen, so kann der 
Dachverband vor der Festset- 
zung bzw. Bewilligung die zu- 
ständige Verwaltung der Regie- 
rung zur sportfachlichen und 
bautechnischen Antragsprüfung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6.3.5 

 
Richtlinien befindet. 2Der Dach- 
verband regelt Zusammenset- 
zung und Geschäftsordnung des 
Verteilerausschusses. 3In die 
Sitzung des Verteilerausschus- 
ses entsendet das Staatsminis- 
terium Bedienstete mit beraten- 
der Stimme. 4Bei Beschlüssen, 
die staatliches Haushaltsrecht 
einschließlich dieser Richtlinien 
verletzen, steht diesen ein Ein- 
spruchsrecht zu mit der Folge, 
dass der davon betroffene Be- 
schluss des Verteilerausschus- 
ses nicht vollzogen werden darf. 
5Sitzungen des Verteileraus- 
schusses werden jeweils mit dem 
Staatsministerium 

vereinbart. 6Der Dachverband 
bereitet die Sitzungen vor. 7Er 
arbeitet zu diesem Zweck eine 
Vorschlagsliste über die Vertei- 
lung der staatlichen Zuwendun- 
gen aus und übersendet dem 
Staatsministerium ein Exemplar 
davon möglichst zwei Wochen 
vor 
dem Sitzungstermin. 8Die Proto- 
kollführung über die Sitzungen 
des Verteilerausschusses 

obliegt dem Dachverband. 
 

1Ergibt sich bei der Antragsbear- 
beitung, dass die zuwendungsfä- 
higen Ausgaben oder der Förde- 
rungshöchstbetrag zu hoch an- 
gesetzt sind, so dass die Zuwen- 
dung herabgesetzt werden muss, 
hat der Verein die dabei entste- 
hende Finanzierungslücke an- 
derweitig zu decken (z. B. durch 
Einsatz weiterer Eigenmittel oder 2 

einschalten. 2Auf Nr. 6 der VV sonstiger Fremdmittel). Der 
zu Art. 44 BayHO sowie auf die 
dazu ergangenen Baufachli- 
chen Ergänzungsbestimmun- 
gen für Zuwendungen (BayZ- 
Bau) – Anlage 4 zu den VV zu 
Art. 44 BayHO – wird zur Beach- 
tung hingewiesen. 

 

6.3.4 1Zur einheitlichen und gleichmä- 
ßigen Handhabung der Förde- 
rungsmaßnahmen wird beim 
Dachverband ein Verteileraus- 
schuss gebildet, der über die 
Verteilung der staatlichen Zu- 
wendungen im Rahmen dieser 

Nachweis anderweitiger Deckung 
ist vom Verein vor der Festset- 
zung in einem neuen Finanzie- 
rungsplan zu erbringen. 

 

6.4 Bearbeitung der Anträge von 
Mitgliedsvereinen der Dachver- 
bände ohne 

Delegation 
 

6.4.1 1Der Dachverband unterzieht die 
Anträge einer Vorprüfung auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit, 
veranlasst erforderlichenfalls ihre 



 

 
Ergänzung und trägt sie in derje- 
nigen Reihenfolge, wie sie ggf. 
unter Aufteilung in Raten nach 
Auffassung des Dachverbandes 
unter dem Gesichtspunkt der 
Dringlichkeit berücksichtigt wer- 
den sollen, in eine Vorschlagslis- 
te ein. 2Die Vorschlagsliste ist 
unmittelbar dem Staatsministeri- 
um bis spätestens 10. März jeden 
Jahres vorzulegen. 3Die bewilli- 
gungsreifen Zuschussanträge 
werden samt Unterlagen nach 
Überprüfung durch den Dachver- 
band an die Regierung geleitet. 

 
6.4.2 1Nach Maßgabe der verfügbaren 

Mittel entscheidet das Staatsmi- 
nisterium, welche der in der Vor- 
schlagsliste aufgeführten Anträge 
zu berücksichtigen sind. 2Die 
Vorschlagsliste 
ist für das Staatsministerium 
weder hinsichtlich der Rei- 
henfolge der Anträge noch 
hinsichtlich der Höhe des je- 
weiligen Zuschusses verbind- 
lich. 3Die Festlegungen des 
Staatsministeriums im Zuge 
des Auswahlverfahrens stel- 
len keine rechtsverbindliche 
Entscheidung nach außen 
gegenüber den betreffenden 
Vereinen dar. 

 
6.4.3 1Das Ergebnis des Auswahlver- 

fahrens wird den örtlich zustän- 
digen Regierungen durch das 
Staatsministerium mitgeteilt. 
2Gleichzeitig werden den Regie- 
rungen die erforderlichen Mittel 
zugewiesen. 

 
6.4.4 Der Bayerische Oberste Rech- 

nungshof erhält unter Hinweis 
auf die Nutzungsberechtigung 
staatlicher Stellen einen Ab- 
druck der genehmigten Aus- 
wahlliste für Schießstätten. 

6.4.5 1Nach Eingang dieser Unter- 
lagen prüfen die Regierungen 
ihre Vollständigkeit und Rich- 
tigkeit und veranlassen erfor- 
derlichenfalls ihre Ergänzung 
bzw. Berichtigung. 2Im Übri- 
gen gilt Nr. 6.3.5 sinngemäß. 

 

7. Festsetzung, Bewilligung und 
Auszahlung durch Dachverbän- 
de mit Delegation 

 
 
 

7.1 Festsetzung 
 

7.1.1 1Der Dachverband kann bei bewil- 
ligungsreifen Anträgen nach Ent- 
scheidung des Verteileraus- 
schusses einen Festsetzungsbe- 
scheid erlassen, mit dem ab- 
schließend über die Zuwendungs- 
fähigkeit der beantragten Maß- 
nahme dem Grunde und der Hö- 
he nach entschieden wird. 2Ein 
Anspruch auf eine spätere Bewil- 
ligung und Auszahlung wird 
damit nicht begründet. 

 
7.1.2 Der Dachverband legt dem Fest- 

setzungsbescheid die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwen- 
dungen zur Projektförderung (AN- 
Best-P) bei. 

 

7.1.3 Für Kleinanträge gemäß Nr. 2.2 
gilt nur Nr. 7.2. 

 

7.1.4 1Der für neue Festsetzungs- 
bescheide jährlich zur Verfü- 
gung stehende Rahmen ent- 
spricht dem jeweils im 
Staatsmittelhaushalt für den 
Sportstättenbau genehmig- 
ten Mittelansatz. 2Das 
Staatsministerium kann ei- 
nen abweichenden Rahmen 
festlegen. 

 
7.2 Bewilligung 

 

7.2.1 1Der Dachverband erlässt auf 
der Grundlage des Festset- 
zungsbescheids im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden 
Staatsmittel für die ausgewähl- 
ten Anträge unter Berücksichti- 
gung der Vorgaben des Vertei- 
lerausschusses sowie des Er- 
gebnisses des Kriterienkatalogs 
gegenüber den Vereinen die 
entsprechenden Bewilligungs- 
bescheide. 
2Ein Bewilligungszeitraum (Nr. 
4.2.5 der VV zu Art. 44 BayHO) ist 
festzulegen. 

 

7.2.2 1Die Allgemeinen Nebenbestim- 
mungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest- P) 



 

 
sowie weitere notwendige Aufla- 
gen und Bedingungen sind zum 
Bestandteil des Bewilligungsbe- 
scheids zu erklären. 2Beträgt die 
Zuwendung oder bei Finanzie- 
rung 
durch mehrere Stellen (Nr. 1.4 
der VV zu Art. 44 BayHO) der 
Gesamtbetrag der Zuwendung 
weniger als 100 000 €, werden 
die Nrn. 3.1 und 3.2 der ANBest- 
P nicht angewendet. 3Weiter ge- 
hende Bestimmungen, die den 
Zuwendungsempfänger zur An- 
wendung von Vergabevorschrif- 
ten verpflichten (z. B. die §§ 98 
ff. GWB in Verbindung mit der 
Vergabeverordnung und den Ab- 
schnitten 2, 3 und 4 der VOB/A 
bzw. VOL/A) bleiben unberührt. 
4Soweit die Vergabevorschriften 
nicht anzuwenden sind, ist je- 
doch 
bei Anträgen, die einen Ge- 
samtzuwendungsbetrag von 
25 000 € überschreiten, die 
Wirtschaftlichkeit und Transpa- 
renz der Auftragsvergabe 
nachzuweisen. 5Dafür sind je 
Gewerk ab einem Nettoauf- 
tragswert von 5 000 € mindes- 
tens drei Vergleichsangebote 
einzuholen. 

 
7.2.3 1Die Bewilligung kann in einer 

Summe oder in Raten ausge- 
sprochen werden. 2Soweit zum 
Zeitpunkt der Behandlung des 
Antrags keine Haushaltsmittel 
für eine Bewilligung zur Verfü- 
gung stehen, erhält der An- 
tragsteller einen Festset- 
zungsbescheid über die ab- 
schließend festgestellten zu- 
wendungsfähigen Ausgaben 
und die sich hieraus ergeben- 
den Förderanteile mit dem 
ausdrücklichen Hinweis, dass 
hierdurch kein Rechtsanspruch 
auf Förderung entsteht und ei- 
ne Bewilligung erst zu einem 
Zeitpunkt erfolgt, in dem 
Staatsmittel für die Förderung 
der beantragten Maßnahme im 
Haushalt eingestellt sind. 3Die 
für spätere Haushaltsjahre in 
Aussicht genommenen 
Staatsmittel sind dann mit ei- 
nem weiteren Bescheid end- 
gültig zu bewilligen, sofern die 
Staatsmittelzuweisungen an 

 
den Dachverband dies zulas- 
sen. 4Soweit erforderlich, kön- 
nen dabei weitere Bedingungen 
und Auflagen gemacht werden. 
5Im Übrigen ist auf den Fest- 
setzungsbescheid über die Ge- 
samtzuwendung Bezug zu 
nehmen. 

 
7.2.4 1Soweit eine Maßnahme auch 

aus anderen öffentlichen Mitteln 
gefördert wird, ist dem jeweils 
zuständigen Entscheidungsträ- 
ger ein Abdruck zu übersenden. 
2Der Bayerische Oberste 
Rechnungshof hat auf die 
Übersendung von Abdrucken 
der Zuwendungsbescheide ver- 
zichtet. 

 
7.2.5 1Kleinanträge gemäß Nr. 2.2 

werden nach Abschluss der 
Maßnahme sowie nach Vorlage 
des Verwendungsnachweises 
und vorliegender unwiderspro- 
chener Bewertung im Rahmen 
des vom Verteilerausschuss zur 
Abfinanzierung der Kleinanträge 
bereitgestellten Mittelkontin- 
gents (Nr. 6.3.4) bewilligt. 2Der 
Verteilerausschuss wird darüber 
in seiner jeweils nächsten Sit- 
zung informiert. 

 
7.3 Auszahlung 

 

7.3.1 Die bewilligten Zuwendungen 
dürfen erst dann an den Verein 
ausbezahlt werden, wenn ein 
entsprechender Baufortschritt 
durch Baustandsanzeige nach- 
gewiesen ist und etwa erforder- 
liche Sicherheiten nachweislich 
bestellt sind. 

 
7.3.2 1Zur Vermeidung von Überzah- 

lungen und insbesondere zur Si- 
cherung der rechtzeitigen Vorla- 
ge des Verwendungsnachweises 
ist bei Regelanträgen gemäß Nr. 
2.2 jeweils ein Restbetrag bis zur 
Vorlage des Verwendungsnach- 
weises zurückzubehalten. 
2Dieser Auszahlungsrest 
(Schlussrate) wird nach den 
Umständen des Einzelfalls bis zu 
20 Prozent, mindestens 
jedoch in Höhe von zehn 
Prozent der Gesamtzu- 
wendung festgelegt. 3Im 



 

 
Bewilligungsbescheid ist 
der Schlussrateneinbehalt 
ausdrücklich 
festzulegen. 

 
scheids ist dem zuständigen 
Dachverband zu übersenden. 
2Falls eine Maßnahme auch mit 
Bundesmitteln gefördert wird, ist 
auch dem Staatsministerium ein 3 

8. Bewilligung und Auszahlung Abdruck zu übersenden. Der 
durch die Regierungen 

 

8.1 Bewilligung 
 

8.1.1 1Die Regierungen erlassen für 
die ausgewählten Anträge un- 
ter Berücksichtigung des Bear- 
beitungsergebnisses die ent- 
sprechenden förmlichen Bewil- 
ligungsbescheide gegenüber 
den Vereinen. 2Dem Bescheid 
wird ein Formblatt „Auszah- 
lungsantrag“ und ein Formblatt 
„Verwendungsnachweis“ bei- 
gefügt. 

 
8.1.2 1Die Allgemeinen Nebenbestim- 

mungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest- P) 
sowie weitere notwendige Aufla- 
gen und Bedingungen sind zum 
Bestandteil des Bewilligungsbe- 
scheids zu erklären. 2Beträgt die 
Zuwendung oder bei Finanzie- 
rung 
durch mehrere Stellen (Nr. 1.4 der 
VV zu Art. 44 BayHO) der Ge- 
samtbetrag der Zuwendung weni- 
ger als 100 000 €, werden die 
Nrn. 3.1 und 3.2 der ANBest-P 
nicht angewendet. 3Weiter gehen- 
de Bestimmungen, die den Zu- 
wendungsempfänger zur Anwen- 
dung von Vergabevorschriften 
verpflichten (z. B. die §§ 98 ff. 
GWB in Verbindung mit der 
Vergabeverordnung und den Ab- 
schnitten 2, 3 und 4 der VOB/A 
bzw. VOL/A) bleiben unberührt. 
4Soweit die Vergabevorschriften 
nicht anzuwenden sind, ist jedoch 
bei Anträgen, die einen Ge- 
samtzuwendungsbetrag von 25 
000 € überschreiten, die Wirt- 
schaftlichkeit und Transparenz 
der Auftragsvergabe nachzu- 
weisen. 5Dafür sind je Gewerk 
ab einem Nettoauftragswert 
von 5 000 € mindestens drei 
Vergleichsangebote einzuho- 
len. 

 
8.1.3 1Ein Abdruck des Bewilligungsbe- 

Bayerische Oberste Rechnungs- 
hof hat auf die Übersendung von 
Abdrucken der Zuwendungsbe- 
scheide verzichtet. 

 
8.2 Auszahlung 

 

8.2.1 Der Zuschuss ist vom Verein bei 
der Regierung, die den Bewilli- 
gungsbescheid erlassen hat, zur 
Auszahlung abzurufen. 

 
8.2.2 Die bewilligten Zuschüsse 

dürfen erst nach Abruf je 
nach Baufortschritt ausge- 
zahlt werden. 

 
8.2.3 1Kann ein bewilligter Zuschuss im 

Jahr der Bewilligung nicht mehr 
oder nicht ganz ausgezahlt wer- 
den, weil z. B. die Maßnahme 
nicht den erwarteten Baufort- 
schritt erreicht hat, so bleibt die 
Bewilligung auch über das betref- 
fende Jahr hinaus nach Maßgabe 
des im Bewilligungsbescheid 
festgelegten Bewilligungszeit- 
raums rechtswirksam. 2Die Mittel 
für diese Maßnahmen werden im 
folgenden Jahr nach Maßgabe 
der insgesamt 
verfügbaren Mittel vom Staatsmi- 
nisterium besonders bereitgestellt. 

 

9. Abrechnung 
 

9.1 Verwendungsnachweis 
 

9.1.1 1Die Verwendung der Zuwen- 
dung ist, sofern kein anderer 
Vorlagetermin festgelegt wird, in- 
nerhalb von einem Jahr nach Er- 
füllung des Zuwendungszwecks, 
spätestens jedoch 
ein Jahr nach Ablauf des Bewil- 
ligungszeitraums dem Dachver- 
band mit Delegation bzw. der 
Regierung nachzuweisen (Ver- 
wendungsnachweis). 2Dabei ist 
bei Baumaßnahmen der Zu- 
wendungszweck regelmäßig 
dann erfüllt, wenn der Bau in 



 

 
seinen wesentlichen Teilen in 
Benutzung genommen werden 
kann. 

 
9.1.2 1Bei Anträgen nach Nr. 7.2.5 

sind die Rechnungen für die 
Maßnahme einzureichen und 
verbleiben anstelle des Verwen- 
dungsnachweises bei der Bewil- 
ligungsstelle. 2Die Einhaltung 
der Auflagen und Bedingungen 
ist vor der Bewertung der Maß- 
nahme nachzuweisen. 3Das Er- 
fordernis, für zusätzlich in An- 
spruch genommene öffentliche 
Mittel einen Verwendungsnach- 
weis zu führen, bleibt davon un- 
berührt. 

 
9.1.3 1Der Verwendungsnachweis 

besteht aus dem Teil Sachbe- 
richt und dem Teil zahlenmä- 
ßiger Nachweis. 2Im Sachbe- 
richt sind die Verwendung der 
Mittel und der erzielte Erfolg 
eingehend darzustellen. 3Im 
zahlenmäßigen Nachweis ist 
die Zusammenstellung der 
Einnahmen und Ausgaben 
aufgrund der Belege aufzu- 
führen. 
4Der zahlenmäßige Nachweis 
der Ausgaben ist in der Kosten- 
feststellung nach DIN 276 nach 
Kostengruppen (vgl. Nr. 5.3.1) 
aufzuschlüsseln, soweit hierauf 
von der Bewilligungsstelle nicht 
verzichtet wird. 5Das Bauausga- 
bebuch ist dem Verwendungs- 
nachweis samt den Belegen auf 
Verlangen beizufügen. 

 
9.2 Verwaltungsprüfung 

 

9.2.1 1Das gesetzliche Prüfungsrecht 
zur Verwaltungsprüfung der ge- 
förderten Maßnahme bzw. des 
Verwendungsnachweises steht 
der Stelle zu, die die Bewilligung 
erlassen hat. 
2Das Prüfungsrecht kann im Ein- 
zelfall auch vom Staatsministeri- 
um oder einer von ihm 

beauftragten staatlichen Behörde 
wahrgenommen werden. 

 

9.2.2 Die Verwendungsnachweise der 
Vereine sind bei der Bewilligungs- 
stelle aufzubewahren. 

 
 
 

9.3 Rechnungsprüfung 
 

9.3.1 1Unabhängig von der Verwal- 
tungsprüfung durch die Bewilli- 
gungsstelle hat der 

Bayerische Oberste Rechnungs- 
hof ein gesetzliches Prüfungsrecht 
nach Art. 91 BayHO. 
2Der Bayerische  Oberste 
Rechnungshof kann die Rech- 
nungsprüfung  entweder  selbst 
vornehmen oder durch die ihm 
nachgeordneten Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämter 
durchführen lassen (Art. 88 
Abs. 1 BayHO). 

 
9.3.2 Auch wenn die Verwaltungsprü- 

fung nach Nr. 9.2 zu keinen Be- 
anstandungen führt, sind doch 
Prüfungsfeststellungen im Wege 
der Rechnungsprüfung nicht 
ausgeschlossen. 

 
Teil 3: Schlussbestimmungen 

 

1. Erstattung von Zuwendungen 
 

1Ergibt sich nach Erlass des Be- 
willigungsbescheids, dass eine 
Fördervoraussetzung nicht erfüllt 
war, eine Befristung oder Bedin- 
gung wirksam wird oder Auflagen 
nicht erfüllt werden, so hat die 
Bewilligungsstelle das Rückforde- 
rungsverfahren binnen Jahresfrist 
nach Bekanntwerden des Rück- 
forderungstatbestands einzulei- 
ten. 2Für das Rückforderungsver- 
fahren gelten die Vorschriften in 
VV Nr. 8 zu Art. 44 BayHO. 
3Erstattungsansprüche können 
abweichend von VV Nr. 8 zu Art. 
44 BayHO auch gegen 

künftige Zuwendungen aufge- 
rechnet werden (vgl. §§ 387 ff. 
BGB). 

 

2. Veränderung von Erstattungs- 
ansprüchen, Darlehensum- 
wandlung 

 

2.1 Stundung, Niederschlagung, 
Erlass 



 

 
 

Falls bei einem eingeleiteten 
Rückforderungsverfahren Erstat- 
tungsansprüche aus zu 

viel gezahlten Zuwendungen ver- 
ändert werden sollen (Stundung, 
Niederschlagung oder 

Erlass), ist nach Art. 59 BayHO 
und den Verwaltungsvorschriften 
hierzu zu verfahren. 

 

2.2 Verfahren 
 

1Anträge von Vereinen auf Stun- 
dung, Niederschlagung oder Er- 
lass einer Forderung sind formlos 
beim Dachverband mit Delegati- 
on bzw. bei der sonstigen Bewil- 
ligungsstelle mit einem Nachweis 
über die finanzielle Situation des 
Vereins (Jahresrechnungen der 
letzten drei Jahre, Schuldenstand, 
Vermögensübersicht) einzu- 
reichen. 2Ist eine Weiterleitung an 
das Staatsministerium erforder- 
lich, so ist sie mit einem Vorschlag 
zur Entscheidung zu verbinden. 
3Das Staatsministerium überträgt 
auf den BLSV in seinem Zustän- 
digkeitsbereich als Dachverband 
mit Delegation die Befugnis, Rück- 
forderungen gegen angemessene 
Zinsen zu stunden, wenn Beträge 

 
– bis 150 000 € bis zu 18 Mona- 
te 

– bis 50 000 € bis zu drei Jahre 

gestundet werden sollen und 
es sich nicht um Fälle von 
grundsätzlicher Bedeutung 
handelt. 4Ein Fall von grund- 
sätzlicher Bedeutung ist insbe- 
sondere anzunehmen, wenn 
die Entscheidung über verein- 
zelte Fälle hinaus Auswirkun- 
gen haben kann. 

 
2.3 Darlehensumwandlungen 

 
1Anträge auf Umwandlung von 
Darlehen in Zuschüsse kommen 
im Ergebnis dem Erlass der 
Rückzahlungsverpflichtung 
gleich. 2Es ist daher entspre- 
chend zu verfahren. 

 
3. Gerichtsverfahren bei Verbän- 

den mit Delegation 
 

Wenn in einem Zuwendungs- 
verfahren gerichtliche Schritte 
erforderlich werden, hat die öf- 
fentlichen Interessen der Dach- 
verband mit Delegation als Par- 
tei (Kläger, Beklagter) 
wahrzunehmen. 

 

4. Änderung von Vorschriften 
 

Soweit in diesen Richtlinien Ge- 
setze, Verordnungen oder sons- 
tige Vorschriften genannt sind, 
ist für diesen Zuwendungsbe- 
reich immer die neueste Fas- 
sung maßgebend, ohne dass es 
einer ausdrücklichen Änderung 
dieses Richtlinientextes bedarf. 

 

5. Ausnahmeklausel 
 

1In besonders gelagerten 
Einzelfällen kann das 
Staatsministerium im Rah- 
men des geltenden Haus- 
haltsrechts Ausnahmen von 
diesen Richtlinien zulassen. 
2Ausnahmeanträge sind schriftlich 
ausführlich zu begründen. 

 

6. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

1Diese Richtlinien sind eine er- 
gänzende Regelung im Sinne von 
VV Nr. 15.3 zu Art. 44 

BayHO; sie werden im Einver- 
nehmen mit dem Staatsministe- 
rium der Finanzen, für Landes- 
entwicklung und Heimat und 
nach Anhörung des Bayerischen 
Obersten Rechnungshofs erlas- 
sen. 2Sie treten mit Wirkung vom 
1. Januar 2017 in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2020 
außer Kraft. 

 
 
 
 

Joachim H e r r m a n n 

Staatsminister 
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